
 
Dringlicher Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
betreffend Zurückweisung der öffentlichen Einflussnahme in ein 
laufendes Verfahren durch den Hessischen Minister der Justiz, für 
Integration und Europa 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Hessische Landtag stellt fest, dass der Hessische Minister der 

Justiz, für Integration und Europa durch seine Ausführungen in der 
Plenardebatte vom 4. März 2009 zu den Tagesordnungspunkten 13 
und 22 in unverantwortlicher Weise ein Urteil des hessischen Verwal-
tungsgerichtshofs kommentiert und bewertet hat. 

 
2. Der Hessische Landtag weist die vom Hessischen Minister der Justiz, 

für Integration und Europa in der Plenardebatte am 4. März 2009 
vorgenommene Einmischung in das laufende Hauptsacheverfahren 
beim hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kassel zum Ausbau des 
Flughafens Frankfurt am Main als unzulässigen Eingriff in die rich-
terliche Unabhängigkeit aufs Schärfste zurück.. 

 
3. Der Hessische Landtag weist den Vorwurf des Hessischen Ministers 

der Justiz, für Integration und Europa gegenüber dem hessischen 
Verwaltungsgerichtshof zurück, dieser habe durch seine Entscheidung 
die Balance zwischen der ersten und der dritten Gewalt verschoben. 

 
Wiesbaden, 4. März 2009 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 

 

Eingegangen am 4. März 2009   ·   Eilausfertigung am 5. März 2009   ·   Ausgegeben am 6. März 2009  

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/154  

 

 04. 03. 2009 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

18. Wahlperiode 
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